
<wm>10CFWKOwqAQAwFT7RLXvKixpRiJxZiv41Ye__KT2cxMAyzLOlVPqZ53ectIUIvsIEYEm5VeqTCK81SHKECjKDRtFP__YXUjoL2PkWeHA0sZo-3iKjXcd4UX5kvcgAAAA==</wm>

<wm>10CAsNsjY0MDAx1TU0tjAxtAAARheSQg8AAAA=</wm>

<wm>10CFXKoQ6AMAxF0S_q8t7abg2VBLcgCB5D0Py_IuAQ19ycMdILvuZl3ZctCZgLtXePpGtBZ1Z6MdWEo1WQEwLGUMTPi1ltBh6vEbigHQhBFX9fL_d5PTga13pyAAAA</wm>

<wm>10CAsNsjY0MDAx1TU0Njc3tQAATXzbfA8AAAA=</wm>

Seefeldstrasse 69, Zürich
043 488 36 07

Nun auch in Zürich
BCV ASSET MANAGEMENT

www.bcv.ch/zh

Innovation vor Routine

INNOV IONINNOVATIONINNOVATION

AP

Dow Jones 12381,26 –1,05%

SMI 6437,82 –1,42%

Euro in Franken 1,2415 –0,02%

Erdöl (WTI in $) 97,47 –2,49%

Neuö Zürcör Zäitung
NZZ – ZEITUNG FÜR DIE SCHWEIZ

gegründet 1780Dienstag, 24. Mai 2011 ! Nr. 120 ! 232. Jhg. www.nzz.ch ! Fr. 3.70 ! € 2.70

ANZEIGE

Sportresultate 42 TV/Radio 51 Fahrzeuge 28 Anlagefonds 18, 19, 39–41 Veranstaltungen 48 Kino 50 Trauer 16

Redaktion und Verlag: Neue Zürcher Zeitung, Falkenstrasse 11, Postfach, 8021 Zürich, Telefon +41 44 258 11 11,
Leserservice/Abonnements: +41 44 258 15 30, weitere Angaben im Impressum Seite 20

INTERNATIONAL

Gerüchte über Tod
Mullah Omars
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Tierschützer und Jäger
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ZÜRICH UND REGION

Ständerat als Krone
für Blocher?
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FOKUS DER WIRTSCHAFT

Ungarn blendet Thema
Nachhaltigkeit aus
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In Paris gehört Federer
nicht zu Favoritenkreis
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FEUILLETON

Albernheiten am
Berliner Theatertreffen
Seite 49

WETTER

Sonnig und warm
Ein Hochdruckgebiet mit Kern über
der Biskaya sorgt in der ganzen
Schweiz für sonniges und sommerlich
warmes Wetter mit Temperaturen bis
26 Grad. Besonders über den Bergen
am Nachmittag Bildung von einzelnen
Quellwolken, schwacher bis mässiger
Nordwest- bis Nordwind.

Seite 53

Vorverurteilt

Wenn Prominente verhaftet werden,
laufen sie oft Gefahr, in der Bericht-
erstattung vorverurteilt zu werden. Die
Medien sprechen zwar meist routine-
mässig die Unschuldsvermutung aus,
doch die Betriebsroutine unterspült die-
se Regel, wie auch der Fall Strauss-
Kahn zeigt.

Medien, Seite 54
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BÖRSE

Seite 31

Wirbelsturm zerstört
Kleinstadt in Missouri
Tote nach Tornados in den USA

bai. ! Die Zahl der Todesopfer des
schweren Tornados im amerikanischen
Gliedstaat Missouri ist am Montag-
abend auf mindestens 116 gestiegen.
Sieben Vermisste konnten laut Behör-
den gerettet werden. Grosse Teile der
Kleinstadt Joplin wurden dem Erd-
boden gleichgemacht. Der gewaltige
Wirbelsturm war am Sonntag mitten
durch Joplin gefegt und hatte eine zehn
Kilometer lange und knapp einen Kilo-
meter breite Schneise der Verwüstung
hinterlassen. Rund ein Drittel der Stadt
sei zerstört worden, schätzte ein Feuer-
wehr-Sprecher. Der Tornado von Joplin
war einer von 68 am Wochenende von
Wisconsin bis hinunter nach Texas ge-
meldeten Wirbelstürmen. In Minnea-
polis in Minnesota kam am Sonntag
mindestens eine Person ums Leben.

Vermischtes, Seite 22

Wenig elastische
Schweizer Strompreise
Anpassung dauert laut KOF Jahre

gvm. ! Die Schweizer Konsumenten
passen ihre Nachfrage nach Strom nur
sehr langsam an, wenn die Preise stei-
gen. Das ist das Fazit der Konjunktur-
forschungsstelle der ETH Zürich
(KOF), die im Auftrag von Economie-
suisse die empirische Literatur über die
sogenannte Preiselastizität bei der Elek-
trizität konsultiert hat. Stiegen die
Strompreise innerhalb eines Jahres um
10 Prozent, hätte dies lediglich einen um
2 Prozent geringeren Bedarf zur Folge,
meint die vorhandene Literatur zu die-
sem Thema. Spürbar weniger Strom
konsumiert wird nur auf längere Frist;
erst dann wirkten sich die Preissignale
positiv auf die Bereitschaft der Konsu-
menten zur Investition in die Energie-
effizienz und die alternativen Energie-
formen aus.

Wirtschaft, Seite 23

SVP für Begrenzung
der Einwanderung
Volksinitiative im Wahljahr

nn. ! Die SVP geht im Wahljahr auf
Konfrontationskurs mit der politischen
Konkurrenz und mit derWirtschaft: Die
Parteileitung präsentierte am Montag
die Eckwerte einer Volksinitiative, wel-
che die Wiedereinführung von Kontin-
genten verlangt und damit die Einwan-
derung begrenzen will. Die Initiative ist
ein Frontalangriff auf die Personenfrei-
zügigkeit mit der EU, was die SVP auch
unumwunden zugibt. Laut Vizepräsi-
dent Christoph Blocher wären nach
einer Annahme der Initiative Neuver-
handlungen nötig, notfalls würde er
auch eine Kündigung des Abkommens
mitsamt desGesamtpakets der Bilatera-
len I in Kauf zu nehmen. Für die Umset-
zung der Initiative stellt sich die SVP ein
Punktesystem nach dem Vorbild Aus-
traliens und Kanadas vor.

Schweiz, Seite 9

Die EU verschärft
Sanktionen gegen Asad
Neben Syrien auch Libyen, Iran, Weissrussland betroffen

Die EU-Aussenminister haben
ihre Sanktionen gegen vier
Regime verschärft. Prominentes-
ter Betroffener ist der syrische
Präsident Asad. Über einen Bei-
trittstermin für Kroatien konnten
sie sich noch nicht einigen.

Peter Winkler, Brüssel

Die EU hat bestehende Sanktionen
gegen die Regime in Syrien, Libyen,
Iran undWeissrussland amMontag ver-
schärft. Die EU-Aussenminister mach-
ten an ihrer Sitzung in Brüssel ihre Dro-
hung wahr und setzten auch den syri-
schen Präsidenten Asad auf die schwar-
ze Liste. Er war vor zwei Wochen noch
ausgespart worden, in derHoffnung, ihn
zu einem Ende der blutigen Repression
in Syrien bewegen zu können.Man habe
ihm eine Brücke gebaut, sagte der deut-
sche Aussenminister Westerwelle vor
den Medien, doch Asad habe diese
nicht betreten.

Neben Asad wurden neun weitere
Vertreter des syrischen Regimes mit
einem Einreiseverbot und dem Einfrie-
ren ihrer Guthaben belegt. Die EU-
Sanktionen betreffen nun 23 Syrer.
Gleichzeitig wurden ein weiterer Ange-
höriger des Ghadhafi-Regimes sowie
eine libysche Fluggesellschaft auf die
schwarze Liste genommen. Das Tehera-
ner Regime, das mit den Sanktionen

zum Einlenken im Streit um das irani-
sche Atomprogramm gezwungen wer-
den soll, wurde mit der Aufnahme von
fünf weiteren Personen und mehr als
100 Firmen auf die Sanktionsliste be-
straft. Unter anderem wurde die letzte
iranische Bank, die noch im EU-Gebiet
tätig war, auf die schwarze Liste gesetzt.

Die Sanktionen gegen das Regime
des weissrussischen Staatschefs Luka-
schenko wurden auf 13 weitere Perso-
nen ausgedehnt. Es handelt sich laut
Westerwelle vor allem um jeneAngehö-
rigen der Justiz, die für die «Schau-
prozesse» gegen weissrussische Opposi-
tionelle verantwortlich sind. Die EU,
unterstrich der deutsche Aussenminis-
ter, mache damit in Sachen Demokratie
und Menschenrechte Ernst. Sie könne
nicht tatenlos zuschauen, wie ihre
Grundwerte in ihrer engsten Nachbar-
schaft mit Füssen getreten würden.

Noch keine Einigung erzielten die
Aussenminister in der Frage eines Bei-
trittstermins für Kroatien. Zwar scheint
man mehrheitlich einen Abschluss der
Beitrittsverhandlungen noch vor der
Sommerpause anzupeilen, doch meh-
rere Minister legten Wert darauf, dass
Kroatien zuerst alle Aufnahmekriterien
erfüllen müsse. Im Gespräch ist nun ein
Überwachungsmechanismus für die
Korruptionsbekämpfung, der für die
Periode zwischen dem Verhandlungs-
abschluss und dem eigentlichen Beitritt
zur Anwendung gelangen soll.

International, Seite 2, 3, 6

Zapatero lehnt vorgezogene Wahl ab
In Spanien gehen Proteste nach Debakel der Sozialisten weiter

bai. ! In Spanien wächst der Druck auf
Ministerpräsident Zapatero, nach dem
für die Sozialisten schlechtesten Ergeb-
nis aller Zeiten bei den Kommunal- und
Regionalwahlen eine vorgezogeneWahl
des nationalen Parlaments einzuleiten.
Der Regierungschef räumte amMontag
in Madrid die Niederlage seiner Sozia-
listischen Partei ein, lehnte es aber ab,
vor Ende der Legislaturperiode seinen
Platz zu räumen. Der Wahlkampf war
von massiven Protesten vor allem Ju-
gendlicher gegen die Arbeitslosigkeit
begleitet worden. Sie wurden nach dem

Debakel fortgesetzt. Der Arbeitsmarkt
ist für Junge besonders angespannt, 45
Prozent der 18- bis 25-Jährigen finden
keinen Job. Die Kundgebungen richte-
ten sich auch gegen Sparbeschlüsse, mit
denen Zapatero versucht, die Inan-
spruchnahme von EU- und IMF-Hilfen
zu vermeiden. Rasche Bekämpfung der
Jugendarbeitslosigkeit ist aber kaum zu
schaffen, weil wichtige Strukturrefor-
men lange verschlafen wurden.

International, Seite 3
Meinung & Debatte, Seite 21

Wirtschaft, Seite 23; «Reflexe», Seite 24

DIDIER RUEF / LUZ

Die Tragödie des verschwundenen Aralsees
In Usbekistan glaubt niemand, dass sich der auf 10 Prozent seiner einstigen Oberfläche geschrumpfte Aralsee retten lässt.
Im angrenzenden Kasachstan versuchte man, das Schwinden des Sees mit einem Damm zu verhindern. So entstand der
«nördliche Aralsee», dessen Fischbestand wächst; ein Senioren-Paar kauft in Aralsk einen Stör aus ebendiesem Gewässer.

International, Seite 7
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Zwiespältig gegenüber Neutralität
Bundesrat Max Petitpierre und die schweizerische Aussenpolitik 1945–61

FDP-Bundesrat Max Petitpierre
gilt als Architekt des aussenpoli-
tischen Sonderfalls Schweiz.
Daniel Trachslers Biografie zeigt,
dass der Politiker der von ihm
propagierten Neutralität ambiva-
lent gegenüberstand und Opfer
des eigenen Erfolgs wurde.

Urs Hafner

Der Biograf und der Porträtierte: Da-
hinter verbirgt sich oft ein spannungs-
reiches Verhältnis. Wer sich intensiv für
eine lebende oder tote Person interes-
siert, identifiziert sich in aller Regel mit
ihr – oder distanziert sich von ihr, nach-
dem er sie gründlich kennengelernt hat.
Was jedoch Daniel Trachsler für Max
Petitpierre (1899–1994) empfindet, ist
schwierig zu sagen. Das dürfte zum
einen am Genre liegen: Der Zeithistori-
ker hat über den Neuenburger Freisin-
nigen, der von 1945 bis 1961 das dama-
lige Eidgenössische Politische Departe-
ment (heute EDA) leitete, eine «politi-
sche Biografie» verfasst, die das Private
und Lebensweltliche fast vollständig
ausblendet und sich auf der Basis diplo-
matischer und geschäftlicher Quellen
auf die Bundesratszeit konzentriert. Die
Konturen des Porträtierten bleiben
denn auch ziemlich blass.

Zum andern gründet diese Undurch-
sichtigkeit in der Zurückhaltung des
Autors. Wenn er in seiner geschliffen
formulierten Zürcher Dissertation
fragt, ob der Aussenminister ein «prag-
matischer Realist» war, der die Schweiz
nach dem Zweiten Weltkrieg sicher in
die neue Weltordnung des Kalten Krie-
ges führte, oder ein «öffnungsunwilliger
Verhinderer», dessen Politik am An-
fang der heutigen verfahrenen Situa-
tion stehe, und dann resümiert, dass
beide Antworten teilweise ihre Berech-
tigung hätten, so zieht er einen differen-
zierten, aber halt auch sehr ausgewoge-
nen Schluss.

Freilich lässt Trachsler diesem Fazit
dann doch eine Spitze folgen: Die The-
men, mit denen sich die damalige Aus-
senpolitik beschäftigt habe – vorab die
Neutralität und die Einigung Europas –,
seien sich im Grossen und Ganzen
gleich geblieben. Das stelle der «strate-
gischen Problemlösungskapazität und
der Innovationskraft der schweizeri-
schen Innenpolitik hinsichtlich der Ge-

staltung der Aussenpolitik kein optima-
les Zeugnis» aus. Man könnte es also
besser machen.

Ein Weg aus der Isolation
Als der Anwaltssohn, Rechtsprofessor
und Ständerat Max Petitpierre 1944 als
Nachfolger von Marcel Pilet-Golaz in
den Bundesrat gewählt wurde und das
Aussendepartement übernahm, war die
Überraschung gross. Immerhin befand
sich das Land in einer schwierigen Lage.
Während nämlich die offizielle Schweiz
glaubte, sie habe den Krieg redlich und

aus eigenen Kräften schadlos überstan-
den, waren besonders die Alliierten
nicht gut auf die neutrale Republik zu
sprechen, die mit den Achsenmächten
zusammengearbeitet hatte.

Dass die Schweiz nicht isoliert wur-
de, sondern «ihren angeschlagenen Ruf
aufpolieren» und ihre Position als all-
seits respektierter Sonderfall festigen
konnte, ist laut Trachsler Petitpierres ge-
schickter Politik zu verdanken. Als des-
sen grössten Erfolg und eigentlichen
Coup wertet er die Wiederaufnahme
der diplomatischen Beziehungen mit
der Sowjetunion 1946. Im gleichen Jahr
unterzeichnete der Bundesrat das Wa-
shingtoner Abkommen, was die Akzep-
tanz durch die USA erhöhte. Vor allem
aber etablierte Petitpierre die bis zum
Ende des Kalten Krieges wirksame,
innenpolitisch breit geteilteMaxime der
«Neutralität und Solidarität». Die bei-
den Pfeiler der «Petitpierre-Doktrin»
waren jedoch nicht gleichwertig. Die
Schweiz betrieb nun ihre humanitären
Aktivitäten und Guten Dienste vor
allem zu dem Zweck, an ihrer Neutrali-
tät festhalten zu können.

Wirtschaftliche Kooperation
Die Doktrin trennte zwischen Politi-
schem und Wirtschaftlichem. Sie unter-
sagte also den Beitritt zu Nato und Uno

oder die Integration in das sich eini-
gende Europa, erlaubte aber die wirt-
schaftliche Kooperation mit dem Wes-
ten, im Rahmen des Marshall-Plans und
in der Organisation für wirtschaftliche
Zusammenarbeit in Europa. Freilich
war diese Grenze nicht so sauber zu zie-
hen, wie die neutrale Schweiz behaup-
tete. Wenn die kommunistische Partei
der Arbeit monierte, das Land habe sich
faktisch dem Westen angeschlossen, lag
sie nicht ganz falsch.

Laut Trachsler war Petitpierre sich
der Doppelbödigkeit seiner Aussenpoli-
tik sehr wohl bewusst. Er hätte sich der
von ihm geschätzten europäischen Wer-
tegemeinschaft, die er als Bollwerk
gegen die Sowjetunion sah, gern stärker
angeschlossen, dachte über einen mög-
lichen Beitritt zu Europarat und Uno
nach – und hielt doch an Sonderfall und
Neutralität fest. Petitpierre war kein
Dogmatiker der Neutralität; anders, als
seine Doktrin vorgab, war sie ihm nicht
Ziel, sondernMittel seiner Politik. In der
Öffentlichkeit aber überhöhte er sie per-
manent. Hier übt Trachsler Kritik: Der
ambivalente Petitpierre habe den öffent-
lichen Diskurs über die Neutralität zu
steuern, ja zu unterbinden gesucht, wenn
er ihm nicht gepasst habe. Er habe ver-
hindern wollen, dass das Land gegen
aussen Schwäche zeige. Kritik übt
Trachsler auch an Petitpierres mangeln-
der Durchsetzungskraft gegenüber sei-
nen europafeindlichen Kontrahenten.

Vom Gestalter zum Verwalter
Zunehmend konnte Petitpierre sich
nicht mehr aus dem Korsett befreien,
das er selbst angefertigt hatte. In der
zweiten Hälfte der fünfziger Jahre mu-
tierte er «vom Gestalter zum Verwal-
ter» seiner Politik – nicht zum Vorteil
einer vermehrt isolierten Schweiz. Wei-
tere Rückschläge seinerAmtszeit waren
die gescheiterte Vermittlung im Falle
der Suez-Ungarn-Krise 1956 sowie die
wenig durchdachte Atombomben-De-
klaration 1958. Als positive Leistung
hingegen verbucht der Autor die
Grundlegung einer modernen Entwick-
lungszusammenarbeit. – Daniel Trachs-
lers Buch überzeugt als präzise Rekon-
struktion der Aussenpolitik der Nach-
kriegszeit. Auf diesem Gebiet betreibt
der Autor Geschichtsschreibung im bes-
ten Sinne: Er legt dar, warum es so kam,
wie es kam, und zeigt damit auf, dass es
auch anders hätte kommen können.

Stimmungen im jungen Staat
Aus den Debatten im Bundesparlament 1848–1914

Urs Altermatt ! Das Buch von Leon-
hard Neidhart über das frühe Bundes-
parlament enthält zwei grundverschie-
dene Teile. In einem kenntnisreichen
einführenden Teil stellt der emeritierte
Professor für Politikwissenschaft (Kon-
stanz/Zürich)Überlegungen zur Entste-
hung und Funktion des schweizerischen
Regierungssystems an. Die Rückbin-
dung des Parlamentes und des Bundes-
rates an das Volk durch das fakultative
Referendum datiert erst aus dem Jahre
1874; die Volksinitiative, die 1919 die
ersteWahl nach Proporzsystem brachte,
wurde noch später, 1891, eingeführt.

NZZ statt Protokoll
Den weitaus grössten Teil des Buches
nehmen impressionistische Berichte
über den Betrieb der eidgenössischen
Räte von 1848 bis zum Ausbruch des
Ersten Weltkrieges ein, wobei sich der
Autor auf die ausführliche Parlaments-
berichterstattung der NZZ stützt, aus

der er einzelne Episoden und Personen
auswählt. Jahrzehntelang verzichteten
die Räte auf ein stenografisches Proto-
koll; den einen erschien dieses wenig
nützlich, den andern war es zu teuer.
Wie Neidhart feststellt, wurden erst seit
1891 die Debatten über Gesetze und
wichtigeMotionen, aber keine Beratun-
gen über die Budgets und dieGeschäfts-
berichte publiziert. «Der Informations-
bedarf des seit 1874 zunächst höchst tur-
bulent wirkenden fakultativen Referen-
dums drängte schliesslich zu einer sol-
chen Publikation.»

Die Öffentlichkeitsarbeit übernah-
men die zahlreichen Zeitungen, die aus
ihrer partei- und kantonspolitischen
Perspektive über die Geschäfte in Bern
berichteten. Dabei stachen die Beiträge
der NZZ, die einen gemässigten Libera-
lismus vertrat, durch ihre Ausführlich-
keit und Regelmässigkeit hervor. Erst

2007 gab das Blatt diese legendär ge-
wordene Tradition auf. Überparteilich
waren die Berichte der freisinnigen
Zürcher Zeitung nicht und wollten dies
im 19. Jahrhundert auch gar nicht sein.
Um alle Schattierungen des Freisinns,
des protestantischen und des katholi-
schen Konservativismus, der Deutsch-
schweizer, Welschen, Tessiner und Rä-
toromanen zu erfassen, müssten weitere
Berichterstattungen beigezogen wer-
den, was Neidhart durchaus bewusst ist.

Impressionen und Anekdoten
Geschickt flicht Neidhart gelegentlich
auch Kommentare und Berichte vom
politischen Leben ausserhalb des Parla-
mentes ein, so etwa beim Tode des Zür-
cher «Wirtschaftsbarons»Alfred Escher
1882. 1885 kam es in Bern zu einer Kon-
troverse über die ungenügende Parla-
mentsberichterstattung der Presse. Die
NZZ konterte, dass der Kritiker aus
dem Nationalrat die Berichte aus Bern
bemängle, weil er mit seinen langweili-
gen Reden in der Presse zu kurz kom-
me, und fügte bei: «Solange die Journa-
listenloge nicht so in den Saal plaziert
ist, dass man die Redner hört, hat nie-
mand ein Recht, selbst von den fleissigs-
ten und gewandtesten Referenten gute
Berichte zu verlangen.» Besonders aus-
führlich referiert Leonhard Neidhart
die grossen Reden der Ratspräsidenten,
die in den 1880er Jahren sprechende
Zeugnisse für das Denken der damali-
gen nationalen Eliten waren.

Die zum Teil seitenlangen Zitate
widerspiegeln original die Atmosphäre
derGründer- undAufbruchszeit des jun-
gen Bundesstaates. Wer eine lockere
Lektüre zumParlament im ersten halben
Jahrhundert des Bundesstaats sucht, hat
mit Leonhard Neidharts Buch eine brei-
te Palette von Episoden und Personen
aus der Perspektive der NZZ zur Hand.
Wir lesen von der Rechtsvereinheit-
lichung und der Besoldung des Bundes-
rates, von der Wahl Berns zur Bundes-
stadt und vom Standortstreit in Sachen
Landesmuseum, vomBundesrat amEid-
genössischen Schützenfest, von einer ge-
planten Seilbahn zur Tellskapelle oder
vom Besuch des deutschen Kaisers –
eine unterhaltsame Sammlung von hei-
teren Anekdoten aus Bern und von
mehr oder weniger klugen Kommenta-
ren aus demMunde von Politikern.

.. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .. . . .

Daniel Trachsler:
Bundesrat Max Petit-
pierre. Schweizerische
Aussenpolitik im Kalten
Krieg 1945–1961.
Verlag NZZ Libro, Zürich
2011. 453 S., Fr. 54–.
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Die Schweiz in einer polarisierten Welt
Westliche Präferenzen in den Aussenbeziehungen während des Kalten Kriegs

Daniel Trachsler ! Sandra Bott, Janick
Marina Schaufelbuehl und Sacha Zala
haben in der Reihe «Itinera» der
Schweizerischen Gesellschaft für Ge-
schichte eine vielfältige Aufsatzsamm-
lung über die internationalen Verflech-
tungen der Schweiz im Kalten Krieg
herausgegeben. In einem einleitenden
historiografischen Überblick kommen
sie zum Schluss, dass dieser Zeit-
abschnitt in der Geschichtsschreibung
nach wie vor relatives Neuland darstellt.
Als Ursache für diese Forschungslücke
wird die Absorption der Geschichtswis-
senschaften durch die international ge-
führten Debatten über die Position der
Schweiz während des ZweitenWeltkrie-
ges angeführt. Dennoch kann der Bei-
trag auf eine wachsende Anzahl von
Forschungsarbeiten verweisen, die sich
nach klassischen Themen wie der Neu-
tralität, den Beziehungen zu den Super-
mächten oder der Sicherheitspolitik
vermehrt auch neueren Forschungs-
feldern wie den wirtschaftlichen, kultu-
rellen, sozialen und wissenschaftlichen
Verflechtungen der Schweiz während
des Kalten Krieges zuwenden.

Im Kontext eines grösseren For-
schungsprojekts untersucht Luc van
Dongen die Art und das Ausmass der
transnationalen Verflechtungen von
schweizerischen Institutionen, Organi-
sationen und Personen mit antikommu-
nistischen Netzwerken. Anhand von

Beispielen wie dem Schweizerischen
Aufklärungsdienst (SAD) oder dem
Nationalen Informationszentrum (NIZ)
weist er auf zahlreiche grenzüberschrei-
tende Verbindungen der Schweizer
Antikommunisten hin. Kontakte in die
Bundesrepublik Deutschland erwiesen
sich dabei offensichtlich als besonders
wichtig und erlaubten die Fühlung-
nahme mit westlichen Geheimdiensten.
Zahlreiche Themen wie das Verhältnis

zwischen staatlichen und privaten In-
stanzen oder der Grad der Eingliede-
rung in die antikommunistischen Netz-
werke können in diesem Beitrag nur an-
getippt werden, wecken jedoch das
Interesse an kommenden Publikationen
aus diesem Forschungsbereich.

Das Spannungsverhältnis zwischen
den einseitig ausgerichteten Rüstungs-
importen und -exporten und den Erfor-
dernissen von Neutralitätsrecht und
-politik analysiert Marco Wyss. Er weist

nach, dass sich die Schweiz rüstungs-
technisch klar von den Ländern desOst-
blocks distanzierte und sich in ihrer Be-
schaffungspolitik hauptsächlich auf
Grossbritannien, Frankreich und die
USA ausrichtete, was zu einer gewissen
Abhängigkeit führte. Wyss kommt zum
Schluss, dass die Schweiz damit und mit
Aktionen wie der Bewilligung des Ex-
ports von Oerlikon-Bührle-Raketen in
dieUSAwährend des Koreakrieges ihre
neutralitätspolitische Glaubwürdigkeit
empfindlich untergrub.

Aufsätze über die Entstehung und
die spätere Schubladisierung von Plä-
nen zur Beschaffung von Atombomben
(Mauro Cerutti), über die teilweise
widersprüchliche Haltung der Schweiz
im Kongokonflikt (Marisa Birri), über
die Beziehungen mit (Nord-)Vietnam
(David Gaffino), über die wirtschaft-
lichen Verflechtungen mit Argentinien
(Isabelle Lucas) und über die italieni-
sche Kapitalflucht in die Schweiz (Mar-
tin Kuder) komplettieren die Publika-
tion. Als Kehrseite der Vielfalt erschei-
nen der etwas unscharfe thematische
und zeitliche Fokus der Sammlung und
die Heterogenität der Beiträge, die in
ganz unterschiedlichen Zusammenhän-
gen entstanden sind. Doch bieten die
einzelnenAufsätze zahlreicheAnregun-
gen für alle, die sich für die internationa-
len Beziehungen der Schweiz während
des Kalten Krieges interessieren.

Das Ermessen der Verwaltung
Ein grosser juristischer Wurf mit Praxisbezug

Konrad Sahlfeld ! Mit der Schaffung
des österreichischen Verwaltungsge-
richts 1875 begann eine Diskussion über
das Verwaltungsermessen, die von Fritz
Fleiner über Walter Jellinek bis hin zu
Ulrich Scheuner viele grosse Juristen
des deutschsprachigenRaumes beschäf-
tigt hat. Benjamin Schindler, Professor
an der Universität St. Gallen, legt mit
seiner Habilitation einen in der Schweiz
seltenen grossen Wurf hin und trägt zur
Weiterentwicklung dieser quaestio dia-
bolica des Verwaltungsrechts bei.

In drei Schritten – Rückblick, Stand-
ortbestimmung, Ausblick – entwirft
Schindler für die Schweiz eine Ermes-
senslehre, die sich durch ihre Praxisnähe
auszeichnet und ihren Einfluss auch auf
die Diskussion in Deutschland und Ös-
terreich nicht verfehlen dürfte. Der Ver-
fasser nimmt den Leser gleichsam an die
Hand und führt ihn elegant den bisheri-
gen Entwicklungen in Deutschland, Ös-
terreich und der Schweiz entlang, die
vor allem in den beidenNachbarländern
zu einer Dogmatisierung geführt haben,
gegen die sich Schindler zu Recht wehrt.
Verdienstvoll ist seine Arbeit, aus den
Entscheidungen des Bundesgerichts –
das keine bestimmte Ermessenslehre
bevorzugt – verschiedene Rechtspre-
chungslinien herauszufiltern.

Das Werk von Schindler führt nicht
nur die theoretische Diskussion in neue
Bahnen, sondern hat auch Bedeutung
für die Rechtsetzung. Denn das von der
Verwaltung auszuübende Ermessen
liegt in der (un)bewussten Vagheit von
Gesetzen und Verordnungen begrün-

det. Schindler moniert, dass es nicht
demZufall oder politischen Paketlösun-
gen überlassen sein dürfe, ob eine Be-
stimmung präzise formuliert und somit
die Möglichkeit von Ermessensfehlern
eingeschränkt werde.

Die Abschaffung der Fach- und der
nebenamtlichen Richter am Bundesver-
waltungsgericht kritisiert der Autor
deutlich. Die unterschiedliche Vorbil-
dung der Richterinnen und Richter
führe zu einer uneinheitlichen Kontroll-

dichte beziehungsweise einer variieren-
den Überprüfung des von der Verwal-
tung ausgeübten Ermessens. Ganz nach
dem Motto «Weniger ist mehr» postu-
liert Schindler schliesslich den Verzicht
auf eine Ermessensfehler-Lehre im
Schweizer Verwaltungsrecht. Stattdes-
sen stellt er an den Schluss seiner Arbeit
eine beschreibende Typologie des Ver-
waltungsermessens. Diese zeigt Wider-
sprüche im heutigen Recht auf und for-
muliert Lösungsvorschläge. Für die eili-
gen Leser wird dieses letzte Kapitel aus-
reichen, allen anderen sei der ganze
«Schindler» ans Herz gelegt.
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